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Abschrift 


Der Präsident des Bundesrates 


Bonn, den 7. Juli 1972 


An den Herrn 

Vorsitzenden des Vermittlungsausschusses des 
Deutschen Bundestages und des Bundesrates 


Der Bundesrat hat in seiner 383. Sitzung am 7. Juli 1972 be- 
schlossen, zu dem vom Deutschen Bundestag am 22. Juni 1972 
verabschiedeten 


Gesetz zur Änderung 

der Bundesrechtsanwaltsordnung, der Bundes- 
gebührenordnung für Rechtsanwälte und 
anderer Vorschriften 

— Drucksachen VI/3282, aus VI/2644, VI/3538 — 

zu verlangen, daß der Vermittlungsausschuß gemäß Artikel 77 
Abs. 2 des Grundgesetzes aus den in der Anlage angegebenen 
Gründen einberufen wird. 

Der Bundesrat ist der Ansicht, daß das Gesetz gemäß Artikel 84 
Abs. 1 des Grundgesetzes seiner Zustimmung bedarf. 

Heinz Kühn 


Bonn, den 7. Juli 1972 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Vorstehende Abschrift wird auf Ihr Schreiben vom 23. Juni 1972 
mit der Bitte um Kenntnisnahme übersandt. 


Heinz Kühn 


Drude: Bonner Universitäts-Budidruckerei, 53 Bonn 1 
Alleinvertrieb: Verlag Dr. Hans Heger, 53 Bonn-Bad Godesberg 1 , 
Postfach 821, Goethestraße 54, Tel. (0 22 29) 6 35 51 
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Anlage 


Gründe für die Einberufung des Vermittlungsausschusses 
zum Gesetz zur Änderung der Bundesrechtsanwaltsordnung, 
der Bundesgebührenordnung für Rechtsanwälte und anderer 

Vorschriften 


1. Zu Artikel 2 Nr. 3 und 4 (§ 97 Abs. 1 und § 112 
Abs. 4 BRAGebO) 

In § 97 Abs. 1 und § 112 Abs. 4 ist jeweils das 
Wort „Vierfache(n)" durch das Wort „Drei- 
fache(n)" zu ersetzen. 

Begründung 

Es ist anzuerkennen, daß die Gebühren des 
Pflichtverteidigers sowie des im Freiheitsentzie- 
hungsverfahren beigeordneten Rechtsanwalts zu 
gering sind und eine Anpassung an die veränder- 
ten wirtschaftlichen Verhältnisse erfordern. Die 
im Gesetz vorgesehene Anhebung um 166-/3 v. H. 
erscheint jedoch unangemessen hoch. Sie geht 
über eine bloße Anpassung an die wirtschaft- 
lichen Verhältnisse weit hinaus und bedeutet 
eine nicht zu verantwortende Belastung der Haus- 
halte der Länder. Die Anhebung, die fast aus- 
schließlich zu Lasten der Landeshaushalte geht, 
steht im Widerspruch zu den seitens der Bundes- 
regierung von den Ländern geforderten Be- 
mühungen um höchstmögliche Sparsamkeit und 
Stabilität. Eine Anhebung der Gebühren des 
Pflichtverteidigers und des im Freiheitsentzie- 
hungsverfahren beigeordneten Rechtsanwalts um 
100 V. H. erscheint als das äußerst vertretbare 
Maß; sie trägt den Belangen der Anwaltschaft in 
angemessener Weise Rechnung. 


2. Artikel 3 a — neu — 

Nach Artikel 3 ist folgender Artikel 3 a einzu- 
fügen: 

, Artikel 3 a 

1. Das Gerichtskostengesetz wird wie folgt ge- 
ändert: 

a) In § 9 Abs. 1 wird das Wort „drei“ durch 
das Wort „fünf“ ersetzt. 

b) In der Anlage zu § 10 Abs. 2 werden die 
Worte „bis zu 50 Deutsche Mark“ bis „4 
Deutsche Mark“ gestrichen und die volle 
Gebühr bei Gegenständen im Wert von 
mehr als 2900 Deutsche Mark um 10 vom 
Hundert erhöht, wobei die Gebühren auf 
volle Deutsche Mark aufgerundet werden. 
Der Bundesminister der Justiz wird er- 
mächtigt, die Anlage zu § 10 Abs. 2 in der 
sich aus vorstehender Änderung ergeben- 
den Fassung neu bekanntzumachen. 


2. Das Gesetz über die Kosten in Angelegen- 
heiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit wird 
wie folgt geändert: 

a) In § 33 wird das Wort „drei“ durch das 
Wort „fünf“ ersetzt. 

b) In der Anlage zu § 32 werden die Worte 
„bis zu 50 Deutsche Mark“ bis „4 Deutsche 
Mark“ gestrichen. 

3. Das Gesetz über Kosten der Gerichtsvollzie- 
her wird wie folgt geändert: 

In der Anlage zu § 13 Abs. 1 werden die 
Worte „Die volle Gebühr“ bis „4 Deutsche 
Mark“ ersetzt durch die Worte „Die volle Ge- 
bühr beträgt bei einem Wert 

bis zu 200 Deutsche Mark einschließlich 
4 Deutsche Mark".' 

Begründung 

Der Bundesrat hat in seiner Stellungnahme zu 
dem Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des 
Gerichtskostengesetzes, der Bundesgebührenord- 
nung für Rechtsanwälte und anderer Vorschriften 
(Drucksache VI/2644) folgende Entschließung ge- 
faßt: 

„Der Bundesrat ist der Auffassung, daß die Sätze 
der Gebührentabelle des Gerichtskostengesetzes 
mit Ausnahme der Sätze für niedrige Streitwerte 
angemessen erhöht werden müssen und diese 
Erhöhung mit dem vorliegenden Gesetzentwurf 
verwirklicht werden muß. 

Der Bundesrat mißt diesem Anliegen hohe Be- 
deutung bei; er kann daher seine Zustimmung zu 
dem Gesetz im zweiten Durchgang nur bei einer 
Berücksichtigung dieser Forderung in Aussicht 
stellen. Der Gesetzgeber hat zuletzt im Jahre 
1952 die Gerichtsgebühren — mit Ausnahme der 
Streitwerte bis zu 500 DM — durch pauschale Zu- 
schläge von 20 bis 25 v. H. auf die seit 1927 gel- 
tenden Gebührensätze erhöht. Seitdem hat es nur 
noch strukturelle Veränderungen der Kostenrege- 
lungen gegeben, die auf das Gesamtaufkommen 
an Gerichtsgebühren keinen wesentlichen Einfluß 
hatten. 

Seit 1952 haben sich der Geldwert, die Einkom- 
mens- und Preisverhältnisse wesentlich geändert. 
Das Mißverhältnis zwischen dem Gebührenauf- 
kommen und dem verursachten Verwaltungsauf- 
wand hat sich verstärkt. Die Justizhaushalte der 
Länder sind darüber hinaus durch eine Reihe aus- 
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gabewirksamer gesetzgeberischer Maßnahmen 
belastet worden; sie betreffen 

— das Gesetz über die Entschädigung der ehren- 
amtlichen Richter, ' 

— das Gesetz über die Entschädigung von Zeu- I 

gen und Sachverständigen, | 

— die Bundesgebührenordnung für Rechtsan- 
wälte, 

i 

— das Einführungsgesetz zum Gesetz über Ord- i 
nungswidrigkeiten und 

— das Gesetz über die Entschädigung für Straf- | 
Verfolgungsmaßnahmen. 

Die Länder hatten bei diesen Gesetzgebungsver- 
fahren die Bundesregierung wiederholt ersucht, 
das Gerichtskostenrecht neu zu ordnen und eine 
kostengerechte Anhebung der bundesrechtlichen j 
Gebühren herbeizuführen. Anläßlich der Beratung j 
des Gesetzentwurfs zur Änderung des Gesetzes , 
über die Entschädigung von Zeugen und Sachver- : 
ständigen sowie des Gesetzes über die Entschädi- 1 
gung der ehrenamtlichen Richter hatte der Bun- 
desrat in seiner Stellungnahme vom Februar 1969 
auf diese wiederholten Vorstellungen der Länder 


hingewiesen und die Bundesregierung gebeten, 
alsbald eine umfassende Novelle zum Gerichts- 
kostengesetz vorzulegen. Die Bundesregierung 
hat in ihrer Stellungnahme die Auffassung des 
Bundesrates geteilt; bereits im Oktober 1967 
hatte der Bundesminister der Justiz dem Vor- 
sitzenden der Konferenz der Landesfinanzmini- 
ster zugesagt, daß bei den Reformarbeiten die Be- 
lange der Justizhaushalte der Länder gewürdigt 
werden." 

Mit den vorstehenden Änderungen würden die 
Forderungen des Bundesrates wenigstens teil- 
weise erfüllt werden. 

Das vom Bundestag verabschiedete Gesetz zur 
Änderung der Bundesrechtsanwaltsordnung, der 
Bundesgebührenordnung für Rechtsanwälte und 
anderer Vorschriften bringt für die Länder erheb- 
liche finanzielle Belastungen mit sich, die in dem 
Schriftlichen Bericht des Rechtsausschusses des 
Bundestages mit etwa 27 bis 28 Millionen DM an- 
gegeben werden. Diese Zahl berücksichtigt aller- 
dings noch nicht die erheblichen Mehrausgaben, 
die den Ländern durch die in Artikel 2 Nr. 5 vor- 
gesehene Streichung des § 123 Abs. 2 BRAGebO 
zusätzlich erwachsen werden. 
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